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Synoptische Darstellung zur Änderung der Gebührensa tzung der Stadt Erlangen für die städtischen Kinder tageseinrichtungen 

 
 

 
 
Bisherige Fassung 
 

 
Neue Fassung 
Änderungen gekennzeichnet durch Fettdruck und Streichungen 

 
§ 4 Gebührenreduzierung für das letzte Kindergarten jahr 
 
  
(1) Für den Besuch einer Kindertageseinrichtung im letzten 
Kindergartenjahr, welches der Vollzeitschulpflicht nach Art. 35 f., 37 ff. 
des Bayerischen Gesetzes über das Bildungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) unmittelbar vorausgeht, reduziert sich die nach § 3 dieser 
Satzung errechnete monatliche Gebühr um bis zu 100,00 EUR. Die 
Höhe des Reduzierungsbetrags ist dabei auf die tatsächlich nach § 3 
dieser Satzung errechnete Gebühr begrenzt.  
 
(2) Eine Zurückstellung vom Schulbesuch nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG 
führt ab dem nächsten dem Zugangszeitpunkt des zurückstellenden 
Bescheids folgenden Monat bis zum Beginn des tatsächlich letzten 
Kindergartenjahres zu einer Unterbrechung der Gebührenreduzierung 
nach Abs. 1. Die bis zum Beginn dieser Unterbrechung gewährte 
Gebührenreduzierung ist nicht zurückzuerstatten. Die 
Gebührenschuldner haben die Kindertageseinrichtungen, in der das 
betroffene Kind betreut wird, unverzüglich über die Zurückstellung des 
Kindes nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG zu informieren. 

 

 

 

 

 

 

 
§ 4 Gebührenreduzierung für das letzte Kindergarten jahr 
Stichtagsbezogene Gebührenermäßigung  
(1) Für den Besuch einer Kindertageseinrichtung im letzten 
Kindergartenjahr, welches der Vollzeitschulpflicht nach Art. 35 f., 37 ff. 
des Bayerischen Gesetzes über das Bildungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) unmittelbar vorausgeht, reduziert sich die nach § 3 dieser 
Satzung errechnete monatliche Gebühr um bis zu 100,00 EUR. Die 
Höhe des Reduzierungsbetrags ist dabei auf die tatsächlich nach § 3 
dieser Satzung errechnete Gebühr begrenzt.  

(2) Eine Zurückstellung vom Schulbesuch nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG 
führt ab dem nächsten dem Zugangszeitpunkt des zurückstellenden 
Bescheids folgenden Monat bis zum Beginn des tatsächlich letzten 
Kindergartenjahres zu einer Unterbrechung der Gebührenreduzierung 
nach Abs. 1. Die bis zum Beginn dieser Unterbrechung gewährte 
Gebührenreduzierung ist nicht zurückzuerstatten. Die 
Gebührenschuldner haben die Kindertageseinrichtungen, in der das 
betroffene Kind betreut wird, unverzüglich über die Zurückstellung des 
Kindes nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG zu informieren. 

(1) Ab dem 1. September des Kalenderjahres, in dem ein Kind das 
3. Lebensjahr vollendet, ermäßigt sich die nach § 3  dieser Satzung 
errechnete Gebühr um den sich nach dem Bayerischen 
Kinderbildungs und –betreuungsgesetz sowie der dazu  erlassenen 
Ausführungsverordnung in der jeweils gültigen Fassu ng 
genannten Betrag.  

(2) Die Gebührenermäßigung gilt maximal bis zur Höh e der 
tatsächlich zu entrichtenden Gebühr nach § 3 Abs. 1 . Eine 
Verrechnung mit der Verpflegungsgebühr nach § 3 Abs . 6 dieser 
Satzung erfolgt nicht.  



 

 

 
§ 5 Gebührenermäßigung und -befreiung  
 
(1) Die Gebühren für den Besuch einer Kindertageseinrichtung nach § 3 
Abs. 1 dieser Satzung, wobei bei den Gebühren für das letzte 
Kindergartenjahr die Gebührenreduzierung nach § 4 dieser Satzung zu 
berücksichtigen ist, können auf Antrag der Erziehungsberechtigten ganz 
oder teilweise erlassen werden, wenn die Aufbringung der Mittel aus 
dem Familieneinkommen nicht zumutbar ist. Für die Feststellung der 
zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 ff des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XII) entsprechend.  
 
 

(3) Die Ermäßigung endet mit dem Schuleintritt.  Sie entfällt, wenn 
der Schulbesuch trotz Schulpflicht verweigert wird.  

§ 5 Gebührenermäßigung und -befreiung  

(1) Die Gebühren für den Besuch einer Kindertageseinrichtung nach § 3 
Abs. 1 dieser Satzung, wobei bei den Gebühren für das letzte 
Kindergartenjahr die Gebührenreduzierung nach § 4 dieser Satzung zu 
berücksichtigen ist, können unter Berücksichtigung der 
Gebührenermäßigung nach § 4 dieser Satzung  auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die 
Aufbringung der Mittel aus dem Familieneinkommen nicht zumutbar ist. 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 ff des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) entsprechend.  
 

 


